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A. Prüfungsauftrag 
 
Die Betriebsleitung der 
 

Stadtreinigung Wetzlar 
 
– im Folgenden auch kurz "Stadtreinigung" oder "Eigenbetrieb" genannt – hat uns beauftragt, 
den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 unter Einbeziehung der zugrundeliegenden 
Buchführung und den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2022 des Eigenbetriebes nach be-
rufsüblichen Grundsätzen zu prüfen sowie über das Ergebnis unserer Prüfung schriftlich Bericht 
zu erstatten. 
 
Der Auftrag wurde von uns mit Auftragsbestätigungsschreiben vom 16. Februar 2023 unter Bei-
fügung der Auftragsbedingungen angenommen. Die Zweitschrift mit Einverständniserklärung 
des Auftraggebers haben wir zu unseren Arbeitspapieren genommen. 
 
Dem Prüfungsauftrag lag der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom  
15. Dezember 2022 zugrunde, mit dem wir zum Abschlussprüfer gewählt wurden (§ 318 Abs. 1 
Satz 1 HGB). 
 
Der Eigenbetrieb unterliegt nach § 27 Abs. 2 Hessisches Eigenbetriebsgesetz (HesEigBGes) 
der Prüfungspflicht gemäß §§ 316 ff. HGB. 
 
Bei unserer Prüfung waren auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
HGrG zu beachten. 
 
Auftragsgemäß haben wir den Prüfungsbericht um einen besonderen Erläuterungsteil erweitert, 
der diesem Bericht als Anlage 8 beigefügt ist. 
 
Die Prüfungsarbeiten haben wir im Mai 2023 in den Geschäftsräumen des Eigenbetriebes in 
Wetzlar und in unseren Geschäftsräumen durchgeführt. Anschließend erfolgte die Fertigstellung 
des Prüfungsberichtes.  
 
Ausgangspunkt unserer Prüfung war der geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk vom 16. Mai 2022 versehene Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2021. Er 
wurde mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 19. Juli 2022 unverändert festge-
stellt. 
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Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend-
baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 
 
Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) festgestellten "Grundsätze 
ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen" (IDW PS 450) den nachfolgenden 
Bericht, dem wir den geprüften Jahresabschluss (Anlagen 1 bis 3), den Lagebericht (Anlage 4), 
die Erfolgsübersicht (Anlage 5) sowie den Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (Anla-
ge 6) beifügen. 
 
Die freiwilligen (nicht gesetzlichen) Anlagen ergeben sich aus dem Anlagenverzeichnis ab  
Anlage 7 ff. 
  
Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Drit-
ten, liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten "Allgemeine Auftrags-
bedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" in der Fassung vom 
1. Januar 2017 zugrunde. 
 
Der vorliegende Prüfungsbericht richtet sich an den Eigenbetrieb. 
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B. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes 
 
Zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht haben wir in einem gesonderten Testats-
exemplar folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der nachfolgend wieder-
gegeben wird: 
 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 
An den Eigenbetrieb Stadtreinigung Wetzlar 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebes Stadtreinigung Wetzlar – bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschafts-
jahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir 
den Lagebericht des Eigenbetriebes Stadtreinigung Wetzlar für das Wirtschaftsjahr vom 
1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  
 
– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften 

des Hessischen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Betrachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebes zum 
31. Dezember 2022 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2022 
bis zum 31. Dezember 2022 und 
 

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Ei-
genbetriebes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften des § 26 HesEigBGes i. V. m. § 289 HGB und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und § 27 Abs. 2 HesEigBGes unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
"Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richtes" unseres Bestätigungsvermerkes weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Eigenbe-
trieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den Vorschriften des Hessischen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen deutschen 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Be-
langen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 
mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beab-
sichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten ent-
gegenstehen. 
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichtes, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften des Hessi-
schen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichtes in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften des 
Hessischen Eigenbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen Vorschriften zu ermöglichen und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellun-
gen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetrie-
bes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften des Hessischen Ei-
genbetriebsgesetzes i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 27 Abs. 2 HesEigBGes unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder ins-
gesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichtes getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.   
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 
– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-

tigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist 
bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Au-
ßerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichtes relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme des Eigenbetriebes abzugeben. 
 

– beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
 

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerkes 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann. 
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– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermit-
telt. 
 

– beurteilen wir den Einklang des Lageberichtes mit dem Jahresabschluss, seine Geset-
zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebes. 
 

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und be-
urteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annah-
men. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-
fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Dreieich, 23. Mai 2023 
 
 
 

Schüllermann und Partner AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 
 
 
 

gez. 
Dipl.-Finw. (FH) Wolfgang Kaiser 

gez. 
Dipl.-Kfm. Sascha Gönnheimer 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
 
  



Schüllermann und Partner AG 
 
 

– 8 – 

C. Grundsätzliche Feststellungen 
 
Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 
 
Geschäftsverlauf und Lage des Eigenbetriebes 
 
Die Betriebsleitung hat im Lagebericht (Anlage 4) die wirtschaftliche Lage des Eigenbetriebes 
beurteilt und diese im Jahresabschluss (Anlagen 1 bis 3), insbesondere im Anhang, zum Bi-
lanzstichtag dargestellt. 
 
Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden Aus-
führungen vorweg zur Lagebeurteilung durch die Betriebsleitung Stellung. Dabei gehen wir ins-
besondere auf die Annahme des Fortbestandes und die Beurteilung der zukünftigen Entwick-
lung des Eigenbetriebes ein. 
 
Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung der Lage des Eigenbe-
triebes ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
gewonnen haben.  
 
Folgende Aspekte der Lagebeurteilung sind hervorzuheben: 
 
– Der Eigenbetrieb hat das Wirtschaftsjahr mit einem Jahresgewinn von  

TEUR 474 abgeschlossen. 

– Die DSD-Mitbenutzungsentgelte wurden für die Jahre 2019 bis 2022 nach einer zwi-
schenzeitlich erfolgten Vereinbarung im Wirtschaftsjahr abgerechnet. Das Jahresergebnis 
wurde im Vorjahresvergleich darüber hinaus positiv durch die Anpassung der Straßenrei-
nigungsgebühren zum Januar 2022 beeinflusst. Im Betriebsbereich Abfallentsorgung (ho-
heitlich) sind die Müllgebühren seit der Anpassung im Vorjahr auf kostendeckendem Ni-
veau. 

– Die Eigenkapitalausstattung erhöht sich im Zuge des Jahresgewinns und beträgt zum 
Stichtag 11,0 % (Vorjahr 1,1 %) der Bilanzsumme. 

– Der Finanzmittelfonds nimmt im Laufe des Berichtsjahres um rd. TEUR 1.775 zu und be-
trägt zum Bilanzstichtag ./.TEUR 786. Zur Sicherstellung der Liquidität wurde die Kreditli-
nie der Stadt Wetzlar per Stichtag in Höhe von TEUR 900 in Anspruch genommen. 

– Der Jahresgewinn gemäß Wirtschaftsplan 2023 beträgt TEUR 322. 
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– Aufgrund der in der Vergangenheit vorhandenen strukturellen Defizite der Betriebszweige 
Straßenreinigung und Kfz-Werkstatt ist der Eigenbetrieb teilweise noch auf Verlustaus-
gleichszahlungen der Stadt Wetzlar angewiesen. Für den Betriebsbereich der Kfz-
Werkstatt sollen Maßnahmen umgesetzt werden, die mittel- bis langfristig zu einem aus-
geglichen Jahresergebnis führen sollen. 

 
Nach unseren Feststellungen vermittelt diese Beurteilung der Betriebsleitung insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage, des Fortbestandes und der zukünftigen Entwicklung des Eigenbe-
triebes. Im Rahmen unserer Prüfung sind uns keine Tatsachen bekannt geworden, die diese 
Aussage in Frage stellen. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse halten wir 
die Darstellung und Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes und seiner voraussichtlichen Ent-
wicklung durch die gesetzlichen Vertreter im Jahresabschluss und im Lagebericht für zutref-
fend. 
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D. Prüfungsdurchführung 
 
I. Gegenstand der Prüfung 
 
Der Jahresabschluss von Eigenbetrieben ist gemäß § 22 HesEigBGes unter Beachtung der für 
große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbu-
ches aufzustellen. Unsere Prüfung richtete sich nach den Vorschriften des Hessischen Eigen-
betriebsgesetzes i. V. m. §§ 316 ff. HGB. 
 
Im Rahmen des uns erteilten Auftrages haben wir gemäß § 27 Abs. 2 HesEigBGes i. V. m. 
§ 317 HGB die Buchführung, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 (Anlagen 1 bis 3) 
und den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2022 (Anlage 4) auf die Einhaltung der einschlägi-
gen gesetzlichen Vorschriften und der sie ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung 
geprüft. Ferner prüften wir die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung in entsprechender 
Anwendung des § 53 HGrG (Anlage 6). 
 
Den Lagebericht haben wir daraufhin überprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei un-
serer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt. Dabei ist auch zu prüfen, ob die Chancen und Risi-
ken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung des Lageberichtes hat 
sich auch darauf zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Lagebe-
richtes beachtet worden sind (§ 26 HesEigBGes i. V. m. § 317 Abs. 2 HGB).  
 
Die maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätze für unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
waren die Rechnungslegungsvorschriften des zweiten Teils des Eigenbetriebsgesetzes des 
Bundeslandes Hessen, der §§ 242 bis 256a und der §§ 264 bis 288 HGB sowie die ergänzen-
den Bestimmungen der Betriebssatzung. 
 
Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 und 2 HGrG 
und den hierzu vom IDW veröffentlichten Prüfungsstandard "Berichterstattung über die Erweite-
rung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" (IDW PS 720) beachtet. Über die vorgenannte 
Prüfung wird in Anlage 6 gesondert berichtet. 
 
Eine Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere, ob 
alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand unseres 
Prüfungsauftrages. 
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Die Betriebsleitung des Eigenbetriebes ist für die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich. Unsere Aufgabe 
ist es, die von der Betriebsleitung vorgelegten Unterlagen und die gemachten Angaben im 
Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 
 
Ergänzend hierzu hat uns die Betriebsleitung in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung 
schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden Jahresabschluss alle bi-
lanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen berück-
sichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten, alle erforderlichen Angaben gemacht 
und uns alle bestehenden Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind. 
 
In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwicklun-
gen alle für die Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes wesentlichen Gesichtspunkte sowie 
die nach § 26 HesEigBGes i. V. m. § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält.  
 
II. Art und Umfang der Prüfung 
 
Unsere Prüfung haben wir in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 27 Abs. 2 HesEigBGes 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung, den vom Fachausschuss für öffentliche Unterneh-
men und Verwaltungen (ÖFA) des IDW vorgelegten Stellungnahmen und Hinweisen sowie der 
Verordnung zur Bestimmung der Formblätter für den Jahresabschluss der Eigenbetriebe vorge-
nommen. 
 
Die Prüfung erstreckt sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf, ob der Fortbestand des ge-
prüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zuge-
sichert werden kann. Die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen 
Verhältnisse nach § 53 HGrG haben wir anhand der Fragenkreise 1 bis 16 des Fragenkatalo-
ges des IDW PS 720 gewürdigt. 
 
Grundlage unseres risiko- und prozessorientierten Prüfungsvorgehens ist die Erarbeitung einer 
Prüfungsstrategie. Diese basiert auf der Beurteilung des wirtschaftlichen und rechtlichen Umfel-
des des Eigenbetriebes, seiner Ziele, Strategien und Geschäftsrisiken, die wir anhand kritischer 
Erfolgsfaktoren beurteilen. Die Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems und dessen Wirksamkeit ergänzen wir durch Prozessanalysen, die wir mit dem Ziel durch-
führen, deren Einfluss auf relevante Jahresabschlussposten zu ermitteln und so die Fehlerrisi-
ken sowie unser Prüfungsrisiko einschätzen zu können. 
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Die Erkenntnisse aus der Prüfung der Prozesse und des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems haben wir bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen (Plausibili-
tätsbeurteilungen) und der Einzelfallprüfungen hinsichtlich der Bestandsnachweise, des Ansat-
zes, des Ausweises und der Bewertung im Jahresabschluss berücksichtigt. Im unternehmens-
individuellen Prüfungsprogramm haben wir die Schwerpunkte unserer Prüfung, Art und Umfang 
der Prüfungshandlungen sowie den zeitlichen Prüfungsablauf und den Einsatz von Mitarbeitern 
festgelegt. Hierbei haben wir die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Risikoorientierung be-
achtet und daher unser Prüfungsurteil überwiegend auf der Basis von Stichproben getroffen. 
 
Unser Prüfungsprogramm hat folgende Schwerpunkte umfasst: 
 
– Umsatzrealisierung und Periodenabgrenzung 
– Rückstellungen 
 
Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in unse-
ren Arbeitspapieren festgehalten (IDW PS 460). 
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E. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 
 
I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass die Buchführung und 
die weiteren geprüften Unterlagen, der Jahresabschluss sowie der Lagebericht den gesetzli-
chen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung entsprechen. 
 
1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 
 
Die Organisation der Buchführung, das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem, der 
Datenfluss und das Belegwesen ermöglichen die vollständige, richtige, geordnete und zeitge-
rechte Erfassung und Buchung der Geschäftsvorfälle.  
 
Die IT-gestützte Rechnungslegung gewährleistet die hinreichende Sicherheit der für die Zwecke 
der Rechnungslegung verarbeiteten Daten und damit eine Verarbeitung entsprechend den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung gemäß § 238 HGB.  
 
Das von dem Eigenbetrieb eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem 
(IKS) sieht angemessene Regelungen zur Organisation und Kontrolle der Arbeitsabläufe vor. 
Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben im Berichtszeitraum keine nennenswerten or-
ganisatorischen Änderungen erfahren. 
 
Das Rechnungswesen (Finanz- und Anlagenbuchhaltung) des Eigenbetriebes erfolgt auf einer 
eigenen EDV-Anlage unter Verwendung der Module Finanzbuchhaltung und Anlagenbuchhal-
tung der ADDISON-Software. Die Software wurde durch die Ernst & Young GmbH geprüft. Er-
gebnis der Prüfung war, dass das Produkt der Addison Software (Version 2/2022) bei sachge-
rechter Anwendung eine den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechende 
Rechnungslegung ermöglicht und somit den Prüfungskriterien entspricht. Die Softwarebeschei-
nigung datiert vom 7. November 2022. Die Lohn- und Gehaltsabrechnung der dem Eigenbetrieb 
zugeordneten Mitarbeiter obliegt dem städtischen Personalamt. Dieses stellt dem Eigenbetrieb 
monatlich eine DV-Auswertung der Löhne und Gehälter als Buchungsgrundlage zur Verfügung. 
 
Die Gebührenveranlagungen werden über das Abrechnungsprogramm c-ware der c-trace 
GmbH abgewickelt.  
 
Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der Vorjahresbilanz eröffnet und ordnungsgemäß 
geführt. Die Belegfunktion ist erfüllt.  
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Die Organisation des Rechnungswesens ist den Verhältnissen des Eigenbetriebes angemes-
sen. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
die Buchführung den gesetzlichen Vorschriften. Die aus weiteren geprüften Unterlagen ent-
nommenen Informationen haben zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht geführt. 
 
Als zusammenfassendes Ergebnis unserer Prüfung, die sich auf  
 
– die Ordnungsmäßigkeit der Bestandteile des Abschlusses und deren Ableitung aus der 

Buchführung, 
– die Ordnungsmäßigkeit der im Anhang gemachten Angaben, 
– die Beachtung der Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften, 
– die Beachtung aller für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften ein-

schließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und aller größenabhängigen, 
rechtsformgebundenen oder wirtschaftszweigspezifischen Regelungen und 

– die Beachtung von Regelungen der Betriebssatzung, soweit diese den Inhalt der Rech-
nungslegung betreffen, 

 
erstreckt hat, haben wir den in Abschnitt B. wiedergegebenen Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
2. Jahresabschluss 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass im Jahresabschluss 
alle für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Buchführung und alle größenabhängigen und rechtsformgebundenen Re-
gelungen sowie die Normen der Betriebssatzung beachtet sind.  
 
Die Bilanz ist unter Beachtung der Vorschriften des § 266 HGB gegliedert. Die Gewinn- und 
Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren (§ 275 Abs. 2 HGB) aufgestellt. Die be-
sonderen Gliederungsvorschriften der §§ 23 bis 24 HesEigBGes wurden gemäß den entspre-
chenden Formblättern beachtet. 
 
Die Bilanz zum 31. Dezember 2022 und die Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschafts-
jahr 2022 sind – ausgehend von den Zahlen der Vorjahresbilanz – ordnungsgemäß aus der 
Buchführung und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet.  
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Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften sind beachtet. Die auf den vorhergehenden Jah-
resabschluss angewandten Bewertungsmethoden sind beibehalten worden. 
 
Die im Anhang gemachten Angaben sind vollständig und ordnungsgemäß. Die Erläuterungen 
und Begründungen entsprechen den gesetzlichen Anforderungen. 
 
Von der Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB bezüglich der Angabe der Gesamtbezüge der 
gesetzlichen Vertreter im Anhang gemäß § 25 Abs. 1 HesEigBGes i. V. m. § 285 Nr. 9 HGB 
wurde im Rahmen der Aufstellung Gebrauch gemacht. 
 
3. Lagebericht 
 
Der Lagebericht entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Unsere Prüfung nach § 27 Abs. 2 
HesEigBGes i. V. m. § 317 Abs. 2 HGB hat zu dem Ergebnis geführt, dass er mit dem Jahres-
abschluss und den im Verlauf unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht 
und insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt. Die wesentli-
chen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung sind zutreffend dargestellt (IDW PS 350, 
DRS 20). 
 
Die Angaben nach § 26 HesEigBGes i. V. m. § 289 Abs. 2 HGB sind vollständig und zutreffend. 
 
II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 
 
Nach unseren Feststellungen vermittelt der Jahresabschluss – d. h. als Gesamtaussage des 
Jahresabschlusses, wie sie sich aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung und Anhang ergibt –, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Eigenbetriebes (§ 264 Abs. 2 HGB).  
 
Der Eigenbetrieb hat im Anhang die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
angegeben. Bei unseren nachfolgenden Ausführungen gehen wir daher insbesondere auf die 
Sachverhalte ein, die für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie in ih-
rer Gesamtwirkung im Zusammenhang mit anderen Maßnahmen und Sachverhalten von we-
sentlicher Bedeutung sind (IDW PS 250 n. F.). 
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1. Bewertungsgrundlagen 
 
Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie den für die Bewertung 
von Vermögensgegenständen und Schulden maßgeblichen Faktoren einschließlich etwaiger 
Auswirkungen von Änderungen an diesen Methoden machen wir folgende Angaben: 
 
Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erfolgen unter Annahme der Unternehmensfort-
führung (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB) und sind an den handelsrechtlichen Bestimmungen ausge-
richtet. Sie werden unverändert zum Vorjahr angewendet. 
 
Im Übrigen verweisen wir auf die Ausführungen im Anhang (Anlage 3). 
 
2. Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 
 
Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen Aus-
wirkungen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach dem Ergebnis unserer 
Prüfungshandlungen im Prüfungszeitraum nicht vor. 
 
3. Zusammenfassende Beurteilung 
 
Nach unserer pflichtgemäß durchgeführten Prüfung sind wir zu der in unserem Bestätigungs-
vermerk getroffenen Beurteilung gelangt, dass der Jahresabschluss insgesamt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt. 
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F. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages 
 
Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG 
 
1. Allgemeine Feststellungen 
 
Gemäß § 27 Abs. 2 HesEigBGes erstreckt sich die Abschlussprüfung auch auf die Prüfung der 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung. 
 
Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen, 
dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW PS 720 "Be-
richterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" beachtet. 
 
Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der er-
forderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den Bestimmungen der Betriebssatzung, geführt worden sind. 
 
Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 6 dargestellt. 
Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach 
unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Be-
deutung sind. 
 
2. Feststellungen zum Risikofrüherkennungssystem 
 
Als Abschlussprüfer haben wir im Rahmen der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-
führung nach § 53 HGrG darüber zu berichten, ob die Betriebsleitung ein Risikofrüherken-
nungssystem eingerichtet hat und ob dieses geeignet ist, seine Aufgaben zu erfüllen. 
 
Nach IDW PS 720 ist die Prüfung des Risikofrüherkennungssystems rechtsformunabhängig als 
Bestandteil einer nach § 53 HGrG durchzuführenden Geschäftsführungsprüfung anzusehen. 
 
Ein Risikofrüherkennungssystem i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG hat sicherzustellen, dass diejenigen 
Risiken, die den Fortbestand der Einrichtung gefährden, früh erkannt werden. Es muss deshalb 
geeignet sein, den Eintritt und die Erhöhung derartiger Risiken rechtzeitig anzuzeigen und den 
Entscheidungsträgern mitzuteilen. Es muss ferner sicherstellen, dass eine Gesamtbetrachtung 
solcher Risiken, die im Zusammenwirken bestandsgefährdend werden können, erfolgt. 
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Der Eigenbetrieb verfügt über ein formalisiertes systematisches Risikofrüherkennungssystem im 
Sinne des Fragenkataloges des IDW PS 720. Wir verweisen auf unsere Feststellungen in Fra-
genkreis 4 der Anlage 6. 
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G. Schlussbemerkungen 
 
Eine Verwendung des unter Abschnitt B. wiedergegebenen Bestätigungsvermerkes außerhalb 
dieses Prüfungsberichtes bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichung oder 
Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichtes in einer von der bestätigten 
Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei 
unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB 
wird verwiesen. 
 
Den vorstehenden Bericht über unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 des Eigenbetriebes 
Stadtreinigung Wetzlar erstatten wir in Übereinstimmung mit § 321 HGB unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Erstellung von Prüfungsberichten des Instituts der Wirtschafts-
prüfer in Deutschland e. V., Düsseldorf (IDW PS 450 n. F.). 
 
Der Prüfungsbericht wird gemäß § 321 Abs. 5 HGB unter Berücksichtigung von § 32 WPO wie 
folgt unterzeichnet: 
 
Dreieich, 23. Mai 2023 
 
 
 

Schüllermann und Partner AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 
 
 

Dipl.-Finw. (FH) Wolfgang Kaiser Dipl.-Kfm. Sascha Gönnheimer 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Anlage 1
Stadtreinigung Wetzlar, Wetzlar
Bilanz zum 31. Dezember 2022

A K T I V A

31.12.2022 31.12.2021
EUR EUR

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und
ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an
solchen Rechten und Werten 15.063,00 13.828,00

15.063,00 13.828,00
II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte
mit Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten 2.054.443,28 2.036.940,28

2. Maschinen und maschinelle Anlagen 606.286,00 637.809,00
3. Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.492.592,00 1.396.986,00

4.153.321,28 4.071.735,28

4.168.384,28 4.085.563,28
B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 154.962,33 145.581,91

154.962,33 145.581,91
II. Forderungen und sonstige

Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 117.297,63 206.702,64
2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 161.479,97 140.262,81
3. Sonstige Vermögensgegenstände 39.719,62 8.492,58

318.497,22 355.458,03
III. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben

bei Kreditinstituten und Schecks 113.553,02 89.324,36

587.012,57 590.364,30
C. Rechnungsabgrenzungsposten 26.809,90 23.214,67

4.782.206,75 4.699.142,25

P A S S I V A

31.12.2022 31.12.2021
EUR EUR

A. Eigenkapital

I. Stammkapital

1. Stammkapital 1.300.000,00 1.300.000,00

1.300.000,00 1.300.000,00
II. Gewinn/Verlust

1. Gewinn/Verlust des Vorjahres -1.246.976,51 -2.435.509,50
2. Jahresgewinn/Jahresverlust 473.819,32 -111.830,50
3. Ergebnisverwendung 0,00 1.300.363,49

-773.157,19 -1.246.976,51

526.842,81 53.023,49
B. Rückstellungen

1. Steuerrückstellungen 195.461,00 0,00
2. Sonstige Rückstellungen 1.488.027,34 587.879,79

1.683.488,34 587.879,79
C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 554.534,96 280.183,25
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 
EUR 554.534,96 (Vorjahr EUR 280.183,25)

2. Verbindlichkeiten gegenüber der
Gemeinde/anderen Eigenbetrieben 1.922.730,05 3.719.152,25
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 
EUR 1.281.264,98 (Vorjahr EUR 2.974.978,82)

3. Sonstige Verbindlichkeiten 88.860,59 53.153,47
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 
EUR 88.860,59 (Vorjahr EUR 53.153,47)

davon aus Steuern 
EUR 53.768,94 (Vorjahr EUR 51.917,81)

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit 
EUR 30.664,90 (Vorjahr EUR 924,02)

2.566.125,60 4.052.488,97
D. Rechnungsabgrenzungsposten 5.750,00 5.750,00

4.782.206,75 4.699.142,25



Anlage 2
Stadtreinigung Wetzlar, Wetzlar
Gewinn- und Verlustrechnung 

für das Wirtschaftsjahr 2022

2022
EUR

2021
EUR

1. Umsatzerlöse 9.753.799,65 9.331.670,62
2. Sonstige betriebliche Erträge 764.273,26 226.473,29

10.518.072,91 9.558.143,91
3. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe und für bezogene
Waren -3.802.230,41 -3.846.249,46

b) Aufwendungen für bezogene
Leistungen -138.391,08 -98.588,46

-3.940.621,49 -3.944.837,92
4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -2.959.887,36 -2.947.199,58
b) Soziale Abgaben und

Aufwendungen für
Altersversorgung und für
Unterstützung -964.865,16 -966.577,99

-3.924.752,52 -3.913.777,57
5. Abschreibungen

a) auf immaterielle
Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und
Sachanlagen -584.787,27 -606.478,25

-584.787,27 -606.478,25
6. Sonstige betriebliche Aufwendungen -1.363.636,64 -1.172.614,28

704.274,99 -79.564,11
7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -22.373,18 -19.880,90

-22.373,18 -19.880,90
8. Ergebnis der gewöhnlichen

Geschäftstätigkeit 681.901,81 -99.445,01
9. Steuern vom Einkommen und vom

Ertrag -195.461,00 0,00
10. Sonstige Steuern -12.621,49 -12.385,49
11. Jahresgewinn/-verlust 473.819,32 -111.830,50

Nachrichtlich

Verwendung des Jahresgewinnes

a. auf neue Rechnung vorzutragen 473.819,32 0,00

Behandlung des Jahresverlustes

a. auf neue Rechnung vorzutragen 0,00 111.830,50























01.01.2022 Zugänge Abgänge Umbuchungen 31.12.2022 01.01.2022 Zuführungen Abgänge 31.12.2022 31.12.2022 31.12.2021
EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
Rechte sowie Lizenzen an solchen Rechten und 
Werten 62.741,59 6.002,44 0,00 0,00 68.744,03 48.913,59 4.767,44 0,00 53.681,03 15.063,00 13.828,00

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche
 Rechte mit Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten 4.544.346,18 92.247,16 0,00 0,00 4.636.593,34 2.507.405,90 74.744,16 0,00 2.582.150,06 2.054.443,28 2.036.940,28

2. Maschinen und 
maschinelle Anlagen 1.710.877,02 99.395,87 22.783,60 0,00 1.787.489,29 1.073.068,02 130.918,87 22.783,60 1.181.203,29 606.286,00 637.809,00

3. Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung 4.687.837,23 470.129,80 119.588,17 0,00 5.038.378,86 3.290.851,23 374.356,80 119.421,17 3.545.786,86 1.492.592,00 1.396.986,00

10.943.060,43 661.772,83 142.371,77 0,00 11.462.461,49 6.871.325,15 580.019,83 142.204,77 7.309.140,21 4.153.321,28 4.071.735,28

11.005.802,02 667.775,27 142.371,77 0,00 11.531.205,52 6.920.238,74 584.787,27 142.204,77 7.362.821,24 4.168.384,28 4.085.563,28

Anlage zum Anhang

ANSCHAFFUNGS- UND HERSTELLUNGSKOSTEN AUFGELAUFENE ABSCHREIBUNGEN

Entwicklung des Anlagevermögens im Wirtschaftsjahr 2022

NETTOBUCHWERTE





























Anlage 5

6000 6100 6200 6405 6440 6500 6700 6905 6925 6935 6955
GESAMTBETRIEB VERW./BETRIEB.ABFALLENTSORG.STRASSENREINI. WINTERDIENST KFZ-WERKSTATT TANKSTELLE BGA ABFALL BGA STRASSENR. BGA WINTERD. BGA SONSTIGES

100 Materialaufwand, von Fremden -3.940.621,49 386,93 -3.099.826,75 -58.240,09 -143.649,73 -342.197,82 -258.764,11 -35.841,07 -111,43 -1.655,57 -721,85
101 Materialaufw. v. Betriebszweig. 0,00 0,00 14.253,73 -14.376,21 0,00 7.990,48 3.105,00 0,00 0,00 0,00 -10.973,00
200 Löhne und Gehälter -2.959.887,36 -419.199,00 -1.390.490,27 -899.434,44 -50.349,41 -176.424,68 0,00 -23.989,56 0,00 0,00 0,00
300 Soziale Abgaben -617.969,19 -76.023,49 -303.840,50 -186.890,14 -9.698,05 -36.313,28 0,00 -5.203,73 0,00 0,00 0,00
400 Altersversorgung, Unterstützg. -346.895,97 -147.878,14 -110.196,99 -70.595,67 -3.565,89 -12.821,11 0,00 -1.838,17 0,00 0,00 0,00
401 Sonstiger Personalaufwand 0,00 0,00 153.600,78 141.425,53 -7.765,31 5.188,00 0,00 -283.083,00 -3.165,00 -1.013,00 -5.188,00
500 Abschreibungen -584.787,27 -59.029,01 -319.985,41 -117.538,00 -18.540,50 -10.183,42 -1.914,00 -56.716,93 -354,00 -263,00 -263,00
600 Zinsen u. ähnl. Aufwendungen -22.373,18 -22.373,18 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
700 Sonstige Steuern -12.621,49 -472,00 -9.474,84 -1.615,65 -556,00 -503,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
900 Andere betriebl.Aufwendungen -1.362.118,27 -475.732,85 -603.577,92 -178.856,00 -10.096,87 -19.800,94 -785,90 -72.435,40 -282,81 -258,25 -291,33
901 Kfz-Reparaturen(Personalaufw.) -106.340,31 -389,04 -62.789,15 -41.785,24 -437,67 -939,21 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
902 Aufw.aus Leist.an Betriebszwg. -1.135,75 6.052,82 -1.737,26 -1.083,06 -653,28 81,36 5,03 -3.379,02 -24,37 -23,25 -374,72

1000 Summe -9.954.750,28 -1.194.656,96 -5.734.064,58 -1.428.988,97 -245.312,71 -585.923,62 -258.353,98 -482.486,88 -3.937,61 -3.213,07 -17.811,90
110 Umlage allg. Aufwendungen 0,00 1.185.434,57 -862.879,52 -197.938,46 -28.604,03 -57.764,75 -14.105,90 -21.257,79 -283,48 -527,51 -2.073,13

1300 Summe Aufwendungen -9.954.750,28 -9.222,39 -6.596.944,10 -1.626.927,43 -273.916,74 -643.688,37 -272.459,88 -503.744,67 -4.221,09 -3.740,58 -19.885,03
140 Umsatzerlöse 9.753.799,65 7.034,54 6.591.765,07 1.626.531,83 298.781,46 489.389,45 273.979,31 430.350,66 4.503,53 4.295,94 27.167,86
141 Erträge aus Lief.an Betriebzwg. 107.476,06 738,00 306,50 0,00 0,00 106.397,57 33,99 0,00 0,00 0,00 0,00
142 Sonstige betriebliche Erträge 764.273,26 2.915,42 5.660,42 582,08 0,00 5.303,00 0,00 749.812,34 0,00 0,00 0,00

1500 Betriebserträge insgesamt 10.625.548,97 10.687,96 6.597.731,99 1.627.113,91 298.781,46 601.090,02 274.013,30 1.180.163,00 4.503,53 4.295,94 27.167,86
1600 BETRIEBSERGEBNIS 670.798,69 1.465,57 787,89 186,48 24.864,72 -42.598,35 1.553,42 676.418,33 282,44 555,36 7.282,83
170 Finanzerträge 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
190 Steuern v. Einkommen u.Ertrag -195.461,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -195.461,00 0,00 0,00 0,00
925 Sonstiger neutraler Aufwand -1.518,37 -1.465,57 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -51,74 -0,54 -0,52 0,00

2000 UNTERNEHMENSERGEBNIS 473.819,32 0,00 787,89 186,48 24.864,72 -42.598,35 1.553,42 480.905,59 281,90 554,84 7.282,83

Stadtreinigung Wetzlar, Wetzlar

Erfolgsübersicht - nach Bereichen gegliedert - für die Zeit vom 1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022
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Stadtreinigung Wetzlar, Wetzlar 
 

Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 
 

 

Grundlage unserer Arbeiten ist der Prüfungsstandard IDW PS 720 des Instituts der Wirtschafts-
prüfer in Deutschland e. V. (Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-
führung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG). Dieser Prüfungsstandard ist in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesfinanzministerium, dem Bundesrechnungshof und den Lan-
desrechnungshöfen erarbeitet worden.  
 
Die dort aufgeführten Fragen sind lückenlos zu beantworten. Soweit eine einzelne Frage für die 
geprüfte Einrichtung nicht einschlägig ist, ist dies zu begründen. Soweit sich die Beantwortung 
der Frage bereits aus der Berichterstattung über die Jahresabschlussprüfung ergibt, haben wir 
Verweisungen vorgenommen. 
 
Der oben bezeichnete Fragenkatalog gliedert sich wie folgt: 
 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 
Vermögens- und Finanzlage 
Ertragslage 
 
Beantwortung des Fragenkatalogs: 
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie indivi-
dualisierte Offenlegung der Organbezüge 
 
a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 

die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus 
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- 
sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsweisung)? Entsprechen diese Regelun-
gen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

 
Die Organe des Eigenbetriebes Stadtreinigung Wetzlar sind die Betriebsleitung, die Betriebs-
kommission, der Magistrat und die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Wetzlar. Der Be-
triebsleiter und die stellvertretende Betriebsleiterin sind als vertretungsberechtigte Personen im 
Handelsregister eingetragen. Die Geschäftsverteilung und die Einbindung der Überwachungs-
organe sind durch die Betriebssatzung und die Vergabeordnung geregelt. Der Magistrat sorgt 
dafür, dass die Verwaltung und Wirtschaftsführung des Eigenbetriebes mit den Planungen und 
Zielen der Stadtverwaltung im Einklang stehen. Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung 
sind nach § 7 der Betriebssatzung der Stadtverordnetenversammlung zugeordnet. Die Be-
triebskommission ist für Geschäfte und Angelegenheiten zuständig, die zum einen über den 
operativen Bereich hinausgehen oder bestimmte, in der Betriebssatzung festgelegte Wertgren-
zen übersteigen. Nach unseren Feststellungen entsprechen diese Regelungen den Bedürfnis-
sen des Eigenbetriebes. 
 
In der Eigenbetriebssatzung sowie in den Geschäftsordnungen für die Betriebsleitung und die 
Betriebskommission sind entsprechende sachgerechte Regelungen getroffen. 
 
b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur-

den Niederschriften hierüber erstellt? 
 
Im Berichtsjahr fanden drei Sitzungen der Betriebskommission statt. Daneben fanden Sitzungen 
der Stadtverordnetenversammlung, des Umwelt-, Verkehrs- und Energieausschusses, des Fi-
nanz- und Wirtschaftsausschusses und des Magistrats statt, in denen auch Belange des Eigen-
betriebes erörtert wurden. Ordnungsgemäße Niederschriften über die Sitzungen wurden erstellt 
und lagen uns zur Einsicht vor. 
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c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1  
Satz 5 Aktiengesetz sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

 
Die Betriebsleitung ist nach eigenen Angaben in keinen anderen derartigen Kontrollgremien 
tätig. 
 
d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) in-

dividualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach 
Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreiz-
wirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

 
Die Aufwandsentschädigungen für die Betriebskommission sind im Anhang angegeben. Auf die 
Angabe der Vergütungen für die Betriebsleitung ist mit Hinweis auf § 286 Abs. 4 HGB verzichtet 
worden. Die entsprechenden Vergütungen sind in Bezug auf das Ergebnis und die Größe des 
Eigenbetriebes von untergeordneter Bedeutung. 
 

Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 
 
Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen  
 
a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-

plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei-
ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

 
Der organisatorische Aufbau des Eigenbetriebes ist aus dem Organisationsplan vom 22. Sep-
tember 2003 ersichtlich. Aus dem Organisationsplan und dem Organigramm gehen die Aufga-
benbereiche und Zuständigkeiten hervor. Der organisatorische Aufbau entspricht den Bedürf-
nissen des Eigenbetriebes. 
 
Der Eigenbetrieb verfügt über einen schriftlich festgelegten Organisationsplan, der laufend 
überprüft wird. Das Organigramm wird an Veränderungen regelmäßig angepasst. 
 
Nach den uns gegebenen Auskünften und den im Rahmen der Jahresabschlussprüfung ge-
wonnenen Erkenntnissen wird hiernach verfahren. Die Regelungen entsprechen den Bedürfnis-
sen des Eigenbetriebes. 
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b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfah-
ren wird? 

 
Hierfür ergaben sich im Rahmen der Prüfungshandlungen keine Anhaltspunkte. 
 
c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und do-

kumentiert? 
 
Der Eigenbetrieb hält sich nach unseren Feststellungen an die für kommunale Unternehmen 
geltenden Vergaberichtlinien und schaltet zum Teil städtische Ämter bei der Auftragsvergabe 
ein. Darüber hinaus hat die Betriebsleitung mit Schreiben vom 14. Juni 2007 allen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern des Eigenbetriebes zusätzliche Hinweise zur Korruptionsprävention zuge-
leitet. Anlässlich der jährlichen Personalversammlung wird diese Thematik regelmäßig durch 
die Betriebsleitung angesprochen und auf die Arbeitsbereiche des Betriebes bezogen beispiel-
haft dargestellt. 
 
Die zum 1. August 2016 in Kraft getretene Dienstanweisung zur Korruptionsprävention der 
Stadt Wetzlar besitzt auch für die Eigenbetriebe Gültigkeit. Die erforderlichen Maßnahmen wur-
den seitens der Stadtreinigung Wetzlar im Kalenderjahr 2017 umgesetzt. Hierzu zählt eine Risi-
koanalyse sämtlicher Stellen des Eigenbetriebes, die auch kontinuierlich bei Neueinstellungen 
fortgeführt wird. 
 
d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-

dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personal-
wesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 
diese nicht eingehalten werden? 

 
Der Eigenbetrieb wendet grundsätzlich die für die Ämter der Stadt Wetzlar geltenden Richtlinien 
und Arbeitsanweisungen an, soweit diese übertragbar sind. Unsere Prüfung hat keine Anhalts-
punkte ergeben, dass die Richtlinien und Arbeitsanweisungen nicht eingehalten werden. 
 
e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksver-

waltung, EDV)? 
 
Die Verträge sind ordnungsgemäß abgelegt und ermöglichen einen schnellen Zugriff. 
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling  
 
a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-

schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projek-
ten – den Bedürfnissen des Unternehmens? 

 
Die aufgestellten Planungsrechnungen sind der Größe und den Bedürfnissen des Eigenbetrie-
bes angemessen. Beim Erfolgs- und Vermögensplan beträgt der Planungshorizont ein Jahr, 
beim Finanzplan fünf Jahre, was als angemessen anzusehen ist. 
 
b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 
 
Planabweichungen werden von der Betriebsleitung systematisch untersucht. 
 
c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 

den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 
 
Das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung entspricht nach den von uns gewon-
nenen Erkenntnissen den Anforderungen des Eigenbetriebes. 
 
d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende  

Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 
 
In der kaufmännischen Abteilung erfolgt eine laufende Liquiditätskontrolle und Kreditüberwa-
chung. 
 
e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben 

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehal-
ten worden sind? 

 
Ein zentrales Cash-Management besteht nicht. Soweit jedoch kurzfristige Liquiditätsunterde-
ckungen oder -überdeckungen zu verzeichnen sind, werden in enger Absprache mit dem Kas-
sen- und Steueramt der Stadt Wetzlar kurzfristige Liquiditätshilfen in Anspruch genommen bzw. 
gewährt. 
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f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? 
Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen 
zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

 
Die Abfall- und Straßenreinigungsgebühren werden vom Kassen- und Steueramt durch Gebüh-
renbescheide festgelegt. Auf die vereinnahmten Abfall- und Straßenreinigungsgebühren über-
weist das Kassen- und Steueramt monatlich pauschalierte Abschlagszahlungen an den Eigen-
betrieb. Über jedes Gebührenjahr erfolgt eine Endabrechnung mit entsprechendem Zahlungs-
ausgleich. Die übrigen Entgelte werden durch den Eigenbetrieb vollständig und zeitnah regel-
mäßig in Rechnung gestellt. Das bestehende Mahnwesen gewährleistet den zeitnahen und ef-
fektiven Einzug ausstehender Forderungen. 
 
g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-

fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 
 
Das eingerichtete Controlling basiert auf der Kostenrechnung und entspricht nach unseren im 
Rahmen der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen den Anforderungen des Eigenbetriebes. Es 
umfasst alle Betriebsbereiche. 
 
h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-

chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Be-
teiligung besteht? 

 
Es bestehen keine Beteiligungen oder Tochterunternehmen. 
 
Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem  
 
a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 

und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig 
erkannt werden können? 

 
Zur rechtzeitigen Erfassung bestandsgefährdender Risiken hat die Betriebsleitung ein Risiko-
früherkennungssystem eingeführt. Risikofrüherkennungsmaßnahmen sind bereits implemen-
tiert, um einen ordnungsgemäßen Ablauf der Tagesgeschäfte zu gewährleisten. 
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Eine strukturierte Risikoerhebung, Klassifizierung und Bewertung wurde durchgeführt. Das Er-
gebnis stellt das Risikofrüherkennungssystem dar, das am 10. September 2008 von der Be-
triebsleitung in Kraft gesetzt wurde und bei Bedarf aktualisiert wird. 
 
Aufgrund der Größe des Eigenbetriebes sowie Art und Umfang der Geschäftsvorfälle halten wir 
die getroffenen Maßnahmen für ausreichend und wirksam. 
 
b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha-

ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 
 
Die bestehenden Maßnahmen reichen aus, um beeinflussbare bestandsgefährdende Risiken 
rechtzeitig zu erkennen. 
 
c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 
 
Eine ausreichende Dokumentation der vorhandenen Risikofrüherkennungsmaßnahmen liegt 
vor. 
 
d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit 

dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen 
abgestimmt und angepasst? 

 
Wie unter a) Antwort zur Frage dargestellt, befindet sich das Risikofrüherkennungssystem seit 
dem 10. September 2008 in Kraft; Anpassungen erfolgen regelmäßig und werden bei Bedarf 
umgesetzt. 
 
Wir haben keine gegenteiligen Feststellungen getroffen. 
Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 
 
Der Fragenkreis trifft auf den Eigenbetrieb nicht zu, da keine entsprechenden Geschäfte getä-
tigt werden und auch in Zukunft nicht geplant sind, daher entfällt die Beantwortung dieses Fra-
genkreises.  
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a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzin-
strumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich 
festgelegt? Dazu gehört: 

 
- Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden? 
- Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen 

eingesetzt werden? 
- Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem 

Umfang dürfen offene Posten entstehen? 
- Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließ-

lich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. 
B. antizipatives Hedging)? 

 
b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkon-

ditionen und zur Risikobegrenzung? 
 
c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes In-

strumentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf 
 

- Erfassung der Geschäfte 
- Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse 
- Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung 
- Kontrolle der Geschäfte? 

 
d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende De-

rivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen? 
 
e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen? 
 
f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die 

offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt? 
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Fragenkreis 6: Interne Revision  
 
a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende interne 

Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese 
Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

 
Eine interne Revision als eigenständige Stelle besteht bei der Stadtreinigung Wetzlar nicht. Die 
interne Revision wird beim Eigenbetrieb durch das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Wetzlar in 
unregelmäßigen Abständen durchgeführt. Die letzte unvermutete Kassenprüfung hat am 3. Mai 
2022 stattgefunden. Die übertragenen Kassenbestandsaufnahmen für 2022 hatte der Eigenbe-
trieb am 27. Juli 2022 durchgeführt. Darüber hinaus erfolgt eine monatliche betriebsinterne 
Kassenprüfung mit entsprechender Dokumentation und Kenntnisnahme durch die Betriebslei-
tung. 
 
b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unterneh-

men/Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 
 
Die Gefahr eines Interessenkonfliktes ist nicht gegeben, da keine interne Revision beim Eigen-
betrieb besteht, was der Größe des Unternehmens nach gerechtfertigt ist. Die Funktionen der 
internen Revision werden zum Teil durch das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Wetzlar wahr-
genommen. 
 
c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revisi-

on/Konzernrevision im Wirtschaftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinan-
der unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisa-
torisch getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korrupti-
onsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 

 
Schwerpunkt der Prüfung des Rechnungsprüfungsamtes in 2022 war eine unvermutete Kas-
sen- und Ordnungsprüfung, bei der neben der Prüfung der jeweiligen Bank- und Kassenbe-
stände auch die Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung geprüft wurde.  
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Gemäß Niederschrift wurde festgestellt, dass Übereinstimmung zwischen Kassen-Soll- und 
Kassen-Ist-Bestand besteht. Nach unseren Feststellungen ist durch die unter Fragenkreis 1 und 
Fragenkreis 2 beschriebenen organisatorischen Regelungen im Eigenbetrieb und die beste-
henden Dienst- und Geschäftsanweisungen eine Trennung von miteinander unvereinbaren 
Funktionen sichergestellt. Die Niederschrift des Rechnungsprüfungsamtes enthält keine Hin-
weise auf eine durchgeführte Korruptionsprävention, die auch der Risikolage nach nicht erfor-
derlich ist. 
 
d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abge-

stimmt? 
 
Nicht relevant 
 
e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um 

welche handelt es sich? 
 
Nein 
 
f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Inter-

nen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revisi-
on/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

 
Nicht relevant 
 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 
 
Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Sat-
zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Über-
wachungsorgans 
 
a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht 
eingeholt worden ist? 

 
Die Rechtsgeschäfte und Maßnahmen, die der vorherigen Zustimmung von Betriebskommissi-
on, Magistrat oder Stadtverordnetenversammlung bedürfen, sind in der Satzung in Verbindung 
mit § 2 der Geschäftsordnung niedergelegt.  
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Im Rahmen unserer stichprobenartigen Prüfung haben wir keine Anhaltspunkte dafür festge-
stellt, dass zustimmungsbedürftige Rechtsgeschäfte oder Maßnahmen ohne Genehmigung  
oder ohne Abdeckung durch den genehmigten Wirtschaftsplan vorgenommen wurden. 
 
b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 
 
An Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans wurden keine Kredite verge-
ben. 
 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-

men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge-
nommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

 
Nein, eine Zerlegung in Teilmaßnahmen war nicht festzustellen. Im Rahmen unserer Prüfungs-
handlung haben wir keine derartigen Anhaltspunkte festgestellt. 
 
d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 

Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs-
sen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

 
Im abgelaufenen Berichtsjahr wurden keine Verstöße gegen die genannten Vorschriften festge-
stellt. 
 
Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 
 
a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, imma-

terielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Ren-
tabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

 
Investitionen werden im Wirtschaftsplan geplant und in einem separaten Investitionsplan zu-
sammengefasst. Die Investitionen werden im Wirtschaftsplan erläutert. Die Vorgehensweise ist 
angemessen. 
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b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt-

lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu 
ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligun-
gen)? 

 
Solche Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. Die Ausschreibung von Investitionen erfolgt 
nach den Vergaberegelungen der VOB/UVgO. 
 
c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 

überwacht und Abweichungen untersucht? 
 
Der Investitionsplan wird regelmäßig in den vierteljährlich zu erstellenden Zwischenberichten an 
die Betriebskommission den tatsächlichen Zahlen der Finanzbuchhaltung gegenübergestellt. 
Die einzelnen Maßnahmen und ihre Fortentwicklung werden erläutert. Damit ist eine ausrei-
chende Überwachung gewährleistet. Darüber hinaus gibt der Wirtschaftsplan einen Rahmen 
vor. Im Berichtsjahr wurden nur zwei Zwischenberichte erstellt. 
 
d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-

ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 
 
Es ergaben sich keine wesentlichen Planüberschreitungen. Die tatsächlichen Investitionen des 
Wirtschaftsjahres liegen sogar deutlich unter dem Planansatz (./.TEUR 603). Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass verschiedene Maßnahmen nicht wie geplant durchgeführt werden konn-
ten (Photovoltaikanlage und Dacheindeckung, Anschaffung von Fahrzeugen aus dem Bereich 
Straßenreinigung). Zudem ist die Erneuerung der zentralen Heizungsanlage deutlich günstiger 
ausgefallen. 
 
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 
 
Im Rahmen unserer Prüfungshandlung haben wir keine derartigen Anhaltspunkte festgestellt. 
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Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 
 
a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen  

(z. B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 
 
Das Vergabewesen war nicht Prüfungsschwerpunkt; offenkundige Verstöße oder Klagen wur-
den nicht festgestellt. 
 
b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan-

gebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 
 
Der Eigenbetrieb holt grundsätzlich selbst Konkurrenzangebote ein. Die Angebotseinholung und 
Auswahl größerer Kreditaufnahmen erfolgt durch die Kämmerei der Stadt Wetzlar. 
 
Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
 
a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 
 
Die Betriebsleitung erstattet der Betriebskommission regelmäßig Bericht. Im Berichtsjahr fanden 
drei Sitzungen der Betriebskommission statt. 
 
b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzern-bereiche? 
 
Nach unserer Auffassung wird ein zutreffender Einblick in die wirtschaftliche Lage des Eigenbe-
triebes vermittelt. Wesentliche Strukturveränderungen wurden nicht festgestellt. 
 
c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 

unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungs-
gemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder we-
sentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

 
Ja, die Betriebskommission wurde über wesentliche Vorgänge zeitnah unterrichtet. 
 
Eine separate Unterrichtung der Betriebskommission zum täglichen Geschäft des Eigenbetrie-
bes erfolgte nicht. Im Rahmen unserer Prüfung haben wir jedoch keine ungewöhnlichen Ge-
schäftsvorfälle, Fehldispositionen oder Ähnliches festgestellt. 
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf 

dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 Aktiengesetz)? 
 
In der Regel werden Anfragen in den Sitzungen geäußert und direkt beantwortet. 
 
Besondere Berichtswünsche wurden nach den von uns im Rahmen der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen im Berichtsjahr nicht geäußert. 
 
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nah § 90 Aktien-

gesetz oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend 
war? 

 
Anhaltspunkte für nicht ausreichende Berichterstattung haben sich nicht ergeben. 
 
f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 

Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan 
erörtert? 

 
Eine D&O-Versicherung wurde nicht abgeschlossen. 
 
g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan of-
fengelegt worden? 

 
Derartige Interessenkonflikte sind nicht bekannt. 
 

Vermögens- und Finanzlage 
 
Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 
 
a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 
 
Im Rahmen unserer Prüfung ergaben sich dafür keine Hinweise. 
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b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 
 
Auffallend hohe oder niedrige Bestände konnten wir im Rahmen der Abschlussprüfung nicht 
feststellen. Die Höhe der Bestände ist angemessen. 
 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 

den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö-
gensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

 
Derartige Anhaltspunkte haben sich im Berichtsjahr nicht ergeben. 
 
Fragenkreis 12: Finanzierung 
 
a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 

zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investi-
tionsverpflichtungen finanziert werden? 

 
Der Eigenbetrieb Stadtreinigung Wetzlar wird zum 31. Dezember 2022 zu 11,0 % der Bilanz-
summe durch Eigenkapital und zu 15,6 % der Bilanzsumme durch langfristige Darlehen der 
Trägerkommune Stadt Wetzlar finanziert. Im Berichtsjahr wurde zusätzlich ein Kassenkredit bei 
der Stadt Wetzlar in Höhe von TEUR 900 in Anspruch genommen. Zukünftige Investitionen 
können, soweit Eigenmittel hierfür nicht ausreichend vorhanden sind, durch Investitionszu-
schüsse oder mittelfristig durch Aufnahme von Bankdarlehen finanziert werden. 
 
b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 
 
Ein Konzern liegt nicht vor. 
 
c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garan-

tien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 
damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet 
wurden? 

 
Im Berichtsjahr erhielt der Eigenbetrieb keine Ausgleichszahlungen von der Stadt Wetzlar und 
auch sonst keine Finanz- und Fördermittel der öffentlichen Hand. 
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Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 
 
a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-

stattung? 
 
Die Eigenkapitalquote beträgt 11,0 % (im Vorjahr 1,1 %); Finanzierungsprobleme bestehen der-
zeit nicht. Fehlende Liquidität wird derzeit durch die Stadt Wetzlar bereitgestellt. 
 
b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 

der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 
 
Der erzielte Jahresgewinn in Höhe von EUR 473.819,32 soll auf neue Rechnung vorgetragen 
werden. In Abhängigkeit von der Zusammensetzung aus den Teilergebnissen der Betriebsbe-
reiche ist eine Verwendung zur Verlusttilgung oder zur Rücklagenbildung vorgesehen. Dieses 
Vorgehen ist mit der wirtschaftlichen Lage des Eigenbetriebes vereinbar. 
 

Ertragslage 
 
Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 
 
a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-

ten/Konzernunternehmen zusammen? 
 
Das Betriebsergebnis setzt sich aus den Ergebnissen aus dem hoheitlichen Bereich und aus 
dem gewerblichen Bereich (Betriebe gewerblicher Art) zusammen. 
 
Wir verweisen hierzu auf die Erfolgsübersicht (Anlage 5) und die Erläuterungen im Anhang  
(Anlage 3). 
 
b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 
 
Die sogenannten DSD-Mitbenutzungsentgelte PPK (DSD = Duales System Deutschland, PPK = 
Papier, Pappe, Kartonagen) wurden für die Jahre 2019 bis 2022 nach der zwischenzeitlich er-
folgten Vereinbarung mit dem DSD erstmalig abgerechnet. Zudem wurde das Jahresergebnis 
durch die Anpassung der Straßenreinigungsgebühren seit Januar 2022 beeinflusst. 
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-

beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig 
zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

 
Grundsätzlich werden sämtliche Leistungen, die der Eigenbetrieb gegenüber der Stadt Wetzlar 
erbracht hat, fakturiert und zu angemessenen vereinbarten Bedingungen abgerechnet. Es wer-
den keine Nachlässe an die Stadt Wetzlar gewährt. Im Rahmen unserer Prüfung haben wir kei-
ne Anhaltspunkte dafür festgestellt, dass Leistungen an die Stadt Wetzlar eindeutig zu unan-
gemessenen Konditionen erbracht worden sind. 
 
d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer-und preisrechtlich erwirtschaftet? 
 
Der Eigenbetrieb hat keine Konzessionsabgabe zu zahlen. 
 
Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 
 
a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens-und Ertragslage von Be-

deutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 
 
Zu verlustbringenden Geschäften wird auf den Lagebericht und unsere Stellungnahme zur La-
gebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter verwiesen. 
 
b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 

Maßnahmen handelt es sich? 
 
Siehe Antwort zu Frage 15a). 
 
Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der 
Ertragslage 
 
a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 
 
Im Berichtsjahr wurde ein Jahresgewinn erzielt. 
  



 
Anlage 6 
Seite 18 

 
b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage 

des Unternehmens zu verbessern? 
 
Neben den im Bereich der hoheitlichen Abfallentsorgung fortzuführenden Optimierungsmaß-
nahmen (Tourenplanung) sollen darüber hinaus die internen Abläufe in den weiteren Betriebs-
bereichen kontinuierlich verbessert werden. Im Bereich der Straßenreinigung (hoheitlich) erfolg-
te zum 1. Januar 2022 eine Anpassung der Gebührensätze; weitere Kosteneinsparungen wer-
den durch die Umsetzung von Optimierungsbetrachtungen für die Kfz-Werkstatt erwartet. 



Anlage  7 
Seite  1 

 
Stadtreinigung Wetzlar 

 
Rechtliche und steuerliche Verhältnisse 

 
I. Rechtliche Verhältnisse 
 
Rechtsform Eigenbetrieb  

Betriebssatzung Die am 30. Oktober 2002 von der Stadtverordneten-
versammlung beschlossene Satzung trat am 1. Janu-
ar 2003 in Kraft. Die Satzung wurde am 14. Februar 
2005 geändert. 

Bezeichnung Stadtreinigung Wetzlar 

Handelsregistereintragung Amtsgericht Wetzlar, HRA 6452 

Sitz 35576 Wetzlar 

Betriebszweige Abfallentsorgung 
Straßenreinigung  
Winterdienst 
Kfz-Werkstatt 
Tankstelle 

Gegenstand Sicherstellung der Abfallentsorgung, der Stadtreini-
gung, des Winterdienstes sowie die Bereitstellung und 
Instandhaltung des städtischen Fuhrparks. 

Wirtschaftsjahr Kalenderjahr 

Stammkapital EUR 1.300.000,00 

Betriebsleitung Armin Schäffner 
Nadja Brauner (Stellvertretung) 

Betriebskommission 16 Mitglieder. Die Namen und die Veränderungen 
in der Zusammensetzung sind im Anhang ge-
nannt. 
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II. Steuerliche Verhältnisse 
 
1. Körperschaft- und Gewerbesteuer Es handelt sich unter steuerlichen Gesichtspunkten 

um einen gemischten Eigenbetrieb, in dem hoheitli-
che und gewerbliche Bereiche gleichermaßen ent-
halten sind. Die Betriebe gewerblicher Art in den 
Bereichen der Abfallentsorgung, Straßenreinigung 
und des Winterdienstes unterliegen als sogenannte 
Betriebe gewerblicher Art gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 6 i. 
V. m. § 4 Abs. 1 KStG der Körperschaftsteuerpflicht.  
 
Im Januar 2018 führte das Finanzamt Gießen zu-
letzt eine steuerliche Außenprüfung für die Veranla-
gungsjahre 2013 bis 2015 durch. Der Prüfbericht 
des Finanzamtes datiert vom 11. Januar 2018. 
 

 Steuernummer: 020 226 40360 
 Finanzamt Gießen 
  
2. Umsatzsteuer Betriebe gewerblicher Art unterliegen gemäß § 2  

Abs. 3 UStG a. F. grundsätzlich der Umsatzsteuer.  
 
Der Eigenbetrieb wird als Teil des Gesamtunter-
nehmens der Stadt Wetzlar für umsatzsteuerliche 
Zwecke beim Finanzamt Gießen unter der Steuer-
nummer 020 226 40249 geführt. 
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Stadtreinigung Wetzlar, Wetzlar 

 
Aufgliederungen und Erläuterungen der Posten des 

Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2022 
 
 
Erläuterungen zur Bilanz zum 31. Dezember 2022 
 
A k t i v s e i t e 
 
A. Anlagevermögen  31.12.2022 EUR 4.168.384,28 

   31.12.2021 EUR 4.085.563,28 

 
Das Anlagevermögen des Eigenbetriebes umfasst immaterielle Vermögensgegenstände und 
Sachanlagen. Die Buchwerte des Anlagevermögens entwickelten sich in 2022 wie folgt: 
 
 EUR 
Stand 31. Dezember 2021 4.085.563,28 
Zugänge  667.775,27 
Abgänge 142.371,77 
Abschreibungen  584.787,27 
Abschreibungen auf Abgänge 142.204,77 

Stand 31. Dezember 2022 4.168.384,28 
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Die Anlagenzugänge im Berichtsjahr setzen sich wie folgt zusammen: 
 
Eigenbetrieb gesamt    
 EUR  EUR 
Immaterielle Vermögensgegenstände    

EDV-Software 6.002,44   

Summe immaterielle Vermögensgegenstände   6.002,44 

    
Sachanlagen    
Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte mit  
Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten    
Lagerhalle (Sanierung Dach) 39.486,68   
Erneuerung Zentrale Heizungsanlage 52.760,48   

Summe Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte   92.247,16 

    
Maschinen und maschinelle Anlagen    
Gabelstapler Linde 68.430,97   

Diverse 30.964,90   

Summe Maschinen und maschinelle Anlagen   99.395,87 

    
Betriebs- und Geschäftsausstattung    

Müllgefäße 123.118,33   
Hausmüllsammelfahrzeug 259.620,08   
Diverse 87.391,39   

Summe Betriebs- und Geschäftsausstattung   470.129,80 

Summe Sachanlagen   661.772,83 
    

Summe Anlagevermögen 
  

667.775,27 

 
Die Abgänge des Berichtsjahres betreffen im Wesentlichen Müllgefäße und Abfallbehälter. 
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B. Umlaufvermögen     

 
I. Vorräte  31.12.2022 EUR 154.962,33 

   31.12.2021 EUR 145.581,91 

 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe  31.12.2022 EUR 154.962,33 

   31.12.2021 EUR 145.581,91 

 
Der Ausweis betrifft Arbeitsmaterialien für die Straßenreinigung und den Winterdienst, Streugut, 
Kraftstoffe und sonstige Reparatur- und Ersatzteile. 
 
II. Forderungen und sonstige Vermögens-

gegenstände 
 

31.12.2022 EUR 318.497,22 

   31.12.2021 EUR 355.458,03 

 
1. Forderungen aus Lieferungen und Leis-

tungen 
 

31.12.2022 EUR 117.297,63 

   31.12.2021 EUR 206.702,64 

 
Die ausgewiesenen Salden gliedern sich wie folgt auf: 
 
 31.12.2022  31.12.2021 
 EUR  EUR 
Forderungen aus privatrechtlichen Lieferungen und 
Leistungen 78.513,63  167.377,12 
Forderungen aus öffentlich-rechtlichen Gebühren 42.358,53  48.217,95 
Zweifelhafte Forderungen 3.216,60  1.091,72 
Wertberichtigungen auf Forderungen -6.791,13  -9.984,15 

 117.297,63  206.702,64 
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2. Forderungen gegen die Stadt  31.12.2022 EUR 161.479,97 

   31.12.2021 EUR 140.262,81 
 

 
Der Ausweis betrifft im Wesentlichen Forderungen aus der Abwicklung der Umsatzsteuer des 
laufenden Jahres gegen das Finanzamt sowie durchlaufende Posten. 
 
III. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, 

Guthaben bei Kreditinstituten und 
Schecks 

 

31.12.2022 EUR 113.553,02 

   31.12.2021 EUR 89.324,36 

 

Der Kassenbestand ist durch ein Kassenbuch nachgewiesen. Die Guthaben bei Kreditinstituten 
sind durch Bankbestätigungen und Kontoauszüge zum Bilanzstichtag belegt. 
 

 
Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten wurde gebildet für bereits für das Folgejahr geleistete 
Zahlungen für Versicherungen, den Umweltkalender, EDV-Programmpflege und die Erfassung 
und Übertragung der Füllstandsdaten (Winterdienst). 
 

3. Sonstige Vermögensgegenstände  31.12.2022 EUR 39.719,62 

   31.12.2021 EUR 8.492,58 

C. Rechnungsabgrenzungsposten  31.12.2022 EUR 26.809,90 

   31.12.2021 EUR 23.214,67 
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P a s s i v s e i t e 
 
A. Eigenkapital     

 
I. Stammkapital  31.12.2022 EUR 1.300.000,00 

   31.12.2021 EUR 1.300.000.00 

 
II. Gewinn/Verlust  31.12.2022 EUR -773.157,19 

   31.12.2021 EUR -1.246.976,51 

 
Die Zusammensetzung und Entwicklung dieser Position ergeben sich wie folgt: 
 
 EUR 
Stand 31. Dezember 2021 -1.246.976,51 
Jahresgewinn 2022 473.819,32 

Stand 31. Dezember 2022 -773.157,19 

 
Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 wurde von der Stadtverordnetenversammlung am 
19. Juli 2022 festgestellt und beschlossen.  
 
B. Rückstellungen     

 
1. Steuerrückstellungen   31.12.2022 EUR 195.461,00 

  31.12.2021 EUR 0,00 

 
Die Steuerrückstellungen wurden gebildet aufgrund der Jahresgewinne in den gewerblichen Be-
reichen (insbesondere gewerblicher Bereich der Abfallentsorgung), die die zum 31. Dezem- 
ber 2021 bestehenden steuerlichen Verlustvorträge übersteigen. 
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2. Sonstige Rückstellungen   31.12.2022 EUR 1.488.027,34 

  31.12.2021 EUR 587.879,79 

 
Die Zusammensetzung und Entwicklung ergeben sich wie folgt: 
 
  

Stand 
31.12.2021 

Inanspruch-
nahme 
2022 

Auflösung 
2022 

Zuführung 
2022 

Stand 
31.12.2022 

  EUR EUR EUR EUR EUR 

– Gebührenüberdeckung Abfallent-
sorgung 2022 420.524,60 0,00 0,00 725.851,81 1.146.376,41 

– Straßenreinigung (hoheitlich) 0,00 0,00 0,00 202.427,96 202.427,96 

– Resturlaub und Überstunden 137.404,29 137.404,29 0,00 123.681,97 123.681,97 

– Jahresabschlussprüfung + Konzern-
reporting 8.925,00 8.925,00 0,00 10.070,00 10.070,00 

– Tourenplanung Abfall + Beratung zu 
DSD (Altpapier, Containerstellplätze) 19.765,90 19.765,90 0,00 4.081,00 4.081,00 

– Archivierungskosten 1.260,00 0,00 0,00 130,00 1.390,00 

 587.879,79 166.095,19 0,00 1.066.242,74 1.488.027,34 

 
C. Verbindlichkeiten     

 
1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen 
 

31.12.2022 EUR 554.534,96 

   31.12.2021 EUR 280.183,25 

 
Der Stand der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen ist gemäß Offene-Posten-
Liste nachgewiesen. 
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2. Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt 31.12.2022 EUR 1.922.730,05 

   31.12.2021 EUR 3.719.152,25 

 
Die Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Wetzlar setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 31.12.2022  31.12.2021 
 EUR  EUR 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 278.999,02  224.490,26 
Langfristiges Darlehen Stadt (Inneres Darlehen) 743.731,03  844.661,99 
Kreditlinie Stadt 900.000,00  2.650.000,00 
 1.922.730,05  3.719.152,25 

 
Im Berichtsjahr reduzierte sich der Stand des inneren Darlehens im Zuge der planmäßigen Til-
gungen gemäß Zins- und Tilgungsplan. Die Liquiditätshilfe der Stadt reduzierte sich zum Stich-
tag auf einen Stand von EUR 900.000,00. 
 
3. Sonstige Verbindlichkeiten  31.12.2022 EUR 88.860,59 

   31.12.2021 EUR 53.153,47 

 
Die sonstigen Verbindlichkeiten setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 31.12.2022  31.12.2021 
 EUR  EUR 
Verbindlichkeiten aus Lohn- und Kirchensteuer 53.768,94  51.917,81 
Verbindlichkeiten gegenüber Sozialversicherungs-
träger/ZVK 30.664,90  924,02 
Übrige sonstige Verbindlichkeiten 4.426,75  311,64 
 88.860,59  53.153,47 

 
D. Rechnungsabgrenzungsposten  31.12.2022 EUR 5.750,00 

   31.12.2021 EUR 5.750,00 

 
Der passive Rechnungsabgrenzungsposten wurde gebildet für bereits vereinnahmte Anzeigen-
erlöse und Kostenbeteiligungen für den Umweltkalender des Folgejahres. 
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Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Wirtschaftsjahr 2022 
 
1. Umsatzerlöse  2022 EUR 9.753.799,65 

   2021 EUR 9.331.670,62 

 
Die Umsatzerlöse verteilen sich auf die Betriebszweige des Eigenbetriebes wie folgt: 
 
   2022  2021 
   EUR  EUR 
Abfallentsorgung (hoheitlich und gewerblich)  7.022.115,73  7.089.630,59 
Straßenreinigung (hoheitlich und gewerblich)  1.631.035,36  1.402.417,42 
Winterdienst  303.077,40  203.358,18 
Kfz-Werkstatt  489.389,45  419.931,55 
Tankstelle  273.979,31  186.913,82 
Allgemeine Verwaltung und sonstiger gewerblicher 
Bereich 

 
34.202,40  29.419,06 

   9.753.799,65  9.331.670,62 

 
Die Umsatzerlöse der Abfallentsorgung setzen sich im Wesentlichen zusammen aus den 
Hausmüllgebühren (TEUR 5.607), den Gewerbemüllgebühren (TEUR 951) und den Erlösen 
aus der Altpapierverwertung (TEUR 535). Die Gebühren der Straßenreinigung sind durch die 
vorgenommene Erhöhung der Gebühren zum 1. Januar 2022 im Vergleich zum Vorjahr deutlich 
angestiegen. Für die Kostenüberdeckungen des Jahres 2022 im Bereich der hoheitlichen Ab-
fallentsorgung und Straßenreinigung wurde erlösmindernd eine Rückstellung in Höhe von 
TEUR 928 gebildet. 
 
Die Umsatzerlöse der Straßenreinigung bestehen hauptsächlich aus den Straßenreinigungsge-
bühren (TEUR 1.447) und dem öffentlichen Interessen-/Eigenanteil der Stadt an der Straßen-
reinigung (TEUR 319). 
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2. Sonstige betriebliche Erträge  2022 EUR 764.273,26 

   2021 EUR 226.473,29 

 
In den sonstigen betrieblichen Erträgen sind im Berichtsjahr periodenfremde Erträge in Höhe 
von rd. TEUR 751 aus der rückwirkenden Vergütung der Mitbenutzungsentgelte (betreffend die 
Jahre 2019 bis 2021) nach der zwischenzeitlich erfolgten Vereinbarung mit den DSD enthalten. 
Im Übrigen beinhaltet diese Position Erlöse aus dem Verkauf von Anlagevermögen (TEUR 10). 
 
3. Materialaufwand  2022 EUR 3.940.621,49 

   2021 EUR 3.944.837,92 

 
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebs-

stoffe und für bezogene Waren 2022 EUR 3.802.230,41 

   2021 EUR 3.846.249,46 

 
  2022  2021 
  EUR  EUR 
Entsorgung gemischte Siedlungsabfälle  1.320.954,07  1.397.495,26 
Grundgebühr Abfallentsorgung (Lahn-Dill-Kreis)  1.047.166,00  1.047.166,00 
Entsorgung biogene Abfälle  291.873,49  341.409,26 
Übrige Entsorgungskosten  362.014,70  401.532,45 
Material Winterdienst  138.427,06  198.278,15 
Betriebskosten Kfz  355.236,91  292.846,89 
Einkauf Kraftstoffe  252.505,18  160.697,48 
Sonstiger Materialaufwand  34.053,00  6.823,97 

  3.802.230,41  3.846.249,46 

 
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen  2022 EUR 138.391,08 

   2021 EUR 98.588,46 

 
Diese Position betrifft hautsächlich bezogene Fremdleistungen für den Betriebszweig Abfallent-
sorgung. 
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4. Personalaufwand  2022 EUR 3.924.752,52 

   2021 EUR 3.913.777,57 

 
a) Löhne und Gehälter  2022 EUR 2.959.887,36 

   2021 EUR 2.947.199,58 

 
  2022  2021 
  EUR  EUR 
Abfallentsorgung (hoheitlich und gewerblich)  1.414.479,83  1.425.838,69 
Straßenreinigung (hoheitlich und gewerblich)  899.434,44  856.548,85 
Winterdienst  50.349,41  61.764,65 
Kfz-Werkstatt  176.424,68  178.066,54 
Allgemeine Verwaltung und sonstiger gewerblicher 
Bereich 

 
419.199,00  424.980,85 

  2.959.887,36  2.947.199,58 

 
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für  

Altersversorgung und für Unterstützung 
 

2022 EUR 964.865,16 

   2021 EUR 966.577,99 

 
  2022  2021 
  EUR  EUR 
Gesetzliche soziale Aufwendungen  605.202,51  594.519,56 
Beiträge Berufsgenossenschaft  12.766,68  12.353,09 
Beamtenversorgung  107.042,49  127.495,43 
Zusatzversorgungskasse  223.250,43  218.277,94 
Beihilfen  16.603,05  13.931,97 

  964.865,16  966.577,99 
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5. Abschreibungen auf immaterielle Vermö-

gensgegenstände des Anlagevermögens 
und Sachanlagen 

 

2022 EUR 584.787,27 

   2021 EUR 606.478,25 

 
Zur Aufgliederung auf die Betriebszweige vergleiche auch Anlage 3 (Anlagennachweis): 
 
  2022  2021 
  EUR  EUR 
Abfallentsorgung (hoheitlich und gewerblich)  376.702,34  372.342,79 
Straßenreinigung (hoheitlich und gewerblich)  117.892,00  132.294,81 
Winterdienst  18.803,50  18.181,07 
Kfz-Werkstatt  10.183,42  11.214,77 
Tankstelle  1.914,00  2.947,00 
Allgemeine Verwaltung und sonstiger gewerblicher 
Bereich 

 
59.292,01  69.497,81 

  584.787.27  606.478,25 

 
6. Sonstige betriebliche Aufwendungen  2022 EUR 1.363.636,64 

   2021 EUR 1.172.614,28 

 
  2022  2021 
  EUR  EUR 
Dienstleistungen Stadtverwaltung Wetzlar  207.275,24  183.487,92 
Kfz-Kosten (inkl. Leasing)  707.693,28  538.383,21 
Raum- und Nebenkosten  135.187,54  150.698,00 
Rechts- und Beratungskosten  30.684,33  73.171,25 
Periodenfremde Aufwendungen  32.247,13  746,87 
Übrige sonstige betriebliche Aufwendungen  250.549,12  226.127,03 

  1.363.636,64  1.172.614,28 
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7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  2022 EUR 22.373,18 

   2021 EUR 19.880,90 

 
  2022  2021 
  EUR  EUR 
Zinsen Kreditlinie Stadt Wetzlar  7.941,08  3.694,61 
Zinsen inneres Darlehen Stadt Wetzlar  14.432,10  16.186,29 

  22.373,18  19.880,90 

 
8. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts-

tätigkeit 
 

2022 EUR 681.901,81 

   2021 EUR -99.445,01 

 
9. Steuern vom Einkommen und vom  

Ertrag 
 

2022 EUR 195.461,00 

   2021 EUR 0,00 

 
Diese Position betrifft gebildete Steuerrückstellungen für die Überschüsse der gewerblichen Be-
reiche im Berichtsjahr. Die Steuerdeklaration für das Jahr 2022 wurde noch nicht durchgeführt. 
 
10. Sonstige Steuern  2022 EUR 12.621,49 

   2021 EUR 12.385,49 

 
Diese Position betrifft die Grundsteuer und Kfz-Steuer in den Betriebszweigen Abfallentsorgung 
und Straßenreinigung. 
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11. Jahresgewinn/-verlust  2022 EUR 473.819,32 

   2021 EUR -111.830,50 

 
  2022  2021 
  EUR  EUR 
Abfallentsorgung (hoheitlich und gewerblich)  481.693,48  171.094,32 
Straßenreinigung (hoheitlich und gewerblich)  468,38  -141.058,04 
Winterdienst (hoheitlich und gewerblich)  25.419,56  -56.126,39 
Kfz-Werkstatt  -42.598,35  -88.293,28 
Tankstelle  1.553,42  -915,43 
Sonstiger gewerblicher Bereich  7.282,83  3.468,32 

  473.819,32  -111.830,50 

 



Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2)Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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